21.05.1999 / Pressemitteilung:

MdBs Friese und Bachmaier stellen Anfrage im Parlament:

„Europäische Fördermittel für Ost-West-Magistrale?“

Der drastische Anstieg des Verkehrsaufkommens in Ost-West-Richtung seit 1989 hat auch in der Region zu entsprechenden Zuwachsraten geführt, insbesondere beim LKW-Verkehr. Die Chancen für neue Straßenprojekte oder den Ausbau vorhandener Straßen stehen aber, mangels Geld in der Bundeskasse, nicht gerade gut. Begonnene Straßenbauprojekte fertigstellen, dann über neue nachdenken, lautet zumindest derzeit die Devise in Bonn. So blieb denn auch Bundesverkehrsminister Franz Müntefering bei seiner Stippvisite in Heilbronn Mitte April nur der diskrete Hinweis, daß es „viele Stellen in Deutschland mit derartigen Entwicklungen wie auf der A 6“ gibt.

„Dann muß über alternative Lösungen zumindest nachgedacht werden“, meinen die SPD-Bundestagsabgeordneten Harald Friese (Heilbronn) und Hermann Bachmaier (Schwäbisch Hall/Hohenlohe). Sie wollen nun von der Bundesregierung wissen, ob diese Möglichkeiten in Bezug auf Straße, Schiene, kombinierten Verkehr und Güterverteilzentren sieht, „im Rahmen des geltenden Bundesverkehrswegeplanes dem wachsenden Verkehr und dem ständig zunehmenden LKW-Anteil auf der BAB 6 zwischen dem Weinsberger Kreuz und dem Autobahnkreuz Feuchtwangen/Crailsheim gerecht zu werden“. Durch ihre parlamentarische Anfrage wollen die Abgeordneten darüber hinaus in Erfahrung bringen, ob es nach Auffassung der Bundesregierung möglich ist, wegen der europäischen Bedeutung dieser Ost-West-Magistrale „europäische Fördermittel für den Ausbau von Straße oder Schiene zu erhalten?“

Der Initiative vorausgegangen war ein regionalpolitischer Meinungsaustausch im Heilbronner Rathaus, an dem beide Abgeordnete teilgenommen hatten. Hier ging es in erster Linie um die „Verbesserung infrastruktureller Gegebenheiten in der Wirtschaftsregion Heilbronn-Franken“. Thema war aber nicht allein der sechsspurige Ausbau der A 6 zwischen Weinsberger Kreuz und dem AK Feuchtwangen/Crailsheim. Vor dem Hintergrund einer, so Harald Friese, „gleichwertigen Prüfung aller Verkehrsträger“ wurde auch darüber diskutiert, welche Perspektiven für die Region im Bereich Bahn/Schiene und dessen Ausbaumöglichkeiten bestehen.
